
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Pflicht zur Ermittlung entlastender Umstände durch bayerische Staatsanwalt-
schaften seit 2000

Die Staatsanwaltschaft ist nicht Partei des Strafverfahrens, sondern zur Objektivität 
verpflichtet. Sie hat nach § 160 Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO) nicht nur belastende, 
sondern auch entlastende Umstände zu ermitteln. Von öffentlichem Interesse ist, wie 
diese Pflicht in Bayern praktisch kontrolliert wird.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Allgemeine Praxis  �   4

1.1	 Welche Vorgaben bestehen für bayerische Staatsanwaltschaften zur 
Ermittlung entlastender Umstände?  �   4

1.2	 Wie wird dokumentiert, dass entlastende Umstände geprüft wurden?  �   4

1.3	 Welche internen Kontrollen bestehen hierzu?  �   4

2.		 Ermittlungsdefizite  �   4

2.1	 In wie vielen Verfahren seit 2000 haben Gerichte Ermittlungsdefizite 
der Staatsanwaltschaft festgestellt?  �   4

2.2	 In wie vielen Fällen betraf dies nicht oder verspätet berücksichtigte 
entlastende Umstände?  �   4

2.3	 Wie verteilen sich diese Fälle nach Staatsanwaltschaften?  �   4

3.		 Haftverfahren  �   4

3.1	 In wie vielen Haftverfahren seit 2000 wurden entlastende Umstände 
nachträglich bekannt?  �   4

3.2	 In wie vielen Fällen führten diese Umstände zur Aufhebung oder 
Außervollzugsetzung eines Haftbefehls?  �   4

3.3	 In wie vielen Fällen wurden Haftbefehle trotz später bekannt gewordener 
Entlastungsumstände aufrechterhalten?  �   4

4.		 Nichteröffnung und Freispruch  �   5
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4.1	 Wie viele Verfahren endeten seit 2000 mit Nichteröffnung des Haupt-
verfahrens wegen unzureichender Verdachtslage?  �   5

4.2	 Wie viele Verfahren endeten mit Freispruch wegen fehlenden Tatnach-
weises?  �   5

4.3	 Wie oft wurden dabei zuvor Ermittlungsmaßnahmen wie Durchsuchung, 
Beschlagnahme oder Untersuchungshaft durchgeführt?  �   5

5.		 Beiziehung von Akten und Unterlagen  �   5

5.1	 Nach welchen Maßstäben entscheiden Staatsanwaltschaften, ob zivil-
rechtliche, verwaltungsrechtliche oder sonstige Akten beigezogen 
werden?  �   5

5.2	 Wie oft wurden seit 2000 Verfahren wegen nachträglich beigezogener 
entlastender Unterlagen eingestellt?  �   5

5.3	 Wie wird verhindert, dass entlastende Unterlagen in komplexen Wirt-
schaftsverfahren unberücksichtigt bleiben?  �   5

6.		 Personal und Fortbildung  �   6

6.1	 Welche Fortbildungen gibt es zur Objektivitätspflicht der Staatsanwalt-
schaft?  �   6

6.2	 Wie viele Staatsanwälte nahmen seit 2000 daran teil?  �   6

6.3	 Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um Ermittlungsfehler in kom-
plexen Verfahren zu vermeiden?  �   6

7.		  Kosten fehlerhafter Ermittlungen  �   6

7.1	 Welche Kosten entstehen durch Verfahren, die wegen nicht aus-
reichender Ermittlungen eingestellt oder nicht eröffnet werden?  �   6

7.2	 Wie hoch waren seit 2000 die Kosten für Verfahren, in denen Gerichte 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungsdefizite festgestellt haben?  �   6

7.3	 Wie hoch waren in solchen Fällen Entschädigungs- oder Erstattungs-
zahlungen?  �   6

8.		 Bewertung  �   7

8.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die praktische Einhaltung von § 160 
Abs. 2 StPO in Bayern?  �   7

8.2	 In welcher Form folgten Konsequenzen bei Verletzungen der Pflicht 
zur Ermittlung entlastender Umstände?  �   7
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8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen innerhalb der bayerischen Staatsanwaltschaften, um 
bereits während laufender Ermittlungsverfahren die Sicherstellung 
objektiver Ermittlungen, die Berücksichtigung entlastender Umstände 
sowie die Vermeidung von Ermittlungsfehlern, unnötigen Verfahrens-
kosten und überlangen Verfahrensdauern zu gewährleisten, bevor 
entsprechende Defizite gegebenenfalls erst durch Gerichte festgestellt 
werden?  �   7

Hinweise des Landtagsamts  �   8
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 11.07.2026

1.		 Allgemeine Praxis

1.1	 Welche Vorgaben bestehen für bayerische Staatsanwaltschaften zur 
Ermittlung entlastender Umstände?

1.2	 Wie wird dokumentiert, dass entlastende Umstände geprüft wurden?

1.3	 Welche internen Kontrollen bestehen hierzu?

Die Fragen 1.1 bis 1.3 werden zusammen beantwortet.

Die Staatsanwaltschaften haben nach Maßgabe des § 160 Strafprozessordnung (StPO) 
den Sachverhalt zu erforschen und dabei sowohl die be- als auch die entlastenden Um-
stände zu ermitteln. Nach dem strafprozessualen Grundsatz der Aktenvollständigkeit 
sind grundsätzlich alle Ermittlungshandlungen und deren Ergebnisse sowie sonstige 
verfahrensrelevante Umstände in den Verfahrensakten zu dokumentieren.

Staatsanwaltschaftliche Ermittlungshandlungen unterliegen gerichtlicher Kontrolle 
durch Richtervorbehalte und strafprozessuale Rechtsbehelfe sowie eine umfassende 
Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht.

2.		 Ermittlungsdefizite

2.1	 In wie vielen Verfahren seit 2000 haben Gerichte Ermittlungsdefizite 
der Staatsanwaltschaft festgestellt?

2.2	 In wie vielen Fällen betraf dies nicht oder verspätet berücksichtigte 
entlastende Umstände?

2.3	 Wie verteilen sich diese Fälle nach Staatsanwaltschaften?

3.		 Haftverfahren

3.1	 In wie vielen Haftverfahren seit 2000 wurden entlastende Umstände 
nachträglich bekannt?

3.2	 In wie vielen Fällen führten diese Umstände zur Aufhebung oder 
Außervollzugsetzung eines Haftbefehls?

3.3	 In wie vielen Fällen wurden Haftbefehle trotz später bekannt ge-
wordener Entlastungsumstände aufrechterhalten?
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4.		 Nichteröffnung und Freispruch

4.1	 Wie viele Verfahren endeten seit 2000 mit Nichteröffnung des Haupt-
verfahrens wegen unzureichender Verdachtslage?

4.2	 Wie viele Verfahren endeten mit Freispruch wegen fehlenden Tat-
nachweises?

4.3	 Wie oft wurden dabei zuvor Ermittlungsmaßnahmen wie Durch-
suchung, Beschlagnahme oder Untersuchungshaft durchgeführt?

Die Fragen 2.1 bis 4.3 werden zusammen beantwortet.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staatsanwalt-
schaften möglich. Auch unter Berücksichtigung der großen Bedeutung des parlamen-
tarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags wäre der hiermit verbundene 
Aufwand unvertretbar hoch.

Ergänzend wird hinsichtlich Gegenstand und Zweck der nach bundeseinheitlichen 
Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-
Statistik) auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 auf die 
Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 20. Februar 2026 
betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, Verhältnis-
mäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle Aufsicht“ 
Bezug genommen.

5.		 Beiziehung von Akten und Unterlagen

5.1	 Nach welchen Maßstäben entscheiden Staatsanwaltschaften, ob zivil-
rechtliche, verwaltungsrechtliche oder sonstige Akten beigezogen 
werden?

Eine Beiziehung erfolgt, wenn die Akten nach Maßgabe von § 160 StPO zur Erforschung 
des Sachverhalts erforderlich sind und die Beiziehung zulässig ist.

5.2	 Wie oft wurden seit 2000 Verfahren wegen nachträglich beigezogener 
entlastender Unterlagen eingestellt?

Auf die Antwort zu den Fragen 2.1 bis 4.3 wird Bezug genommen.

5.3	 Wie wird verhindert, dass entlastende Unterlagen in komplexen Wirt-
schaftsverfahren unberücksichtigt bleiben?

Auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 1.3 wird Bezug genommen.
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6.		 Personal und Fortbildung

6.1	 Welche Fortbildungen gibt es zur Objektivitätspflicht der Staats-
anwaltschaft?

6.2	 Wie viele Staatsanwälte nahmen seit 2000 daran teil?

Die Fragen 6.1 und 6.2 werden zusammen beantwortet.

Die sachgerechte Rechtsanwendung ist Gegenstand des umfangreichen Fortbildungs-
angebotes für bayerische Staatsanwältinnen und Staatsanwälte. Dazu zählt die Nor-
mierung in § 160 Abs. 2 StPO, bei der Sachverhaltsaufklärung auch die zur Entlastung 
dienenden Umstände zu ermitteln. Die Thematik ist insbesondere Inhalt der mehrtägigen 
Fortbildungen „Einführung in die staatsanwaltschaftliche Praxis Teil I und Teil II“. Als 
Dienstanfänger nehmen Staatsanwältinnen und Staatsanwälte verpflichtend an den 
Einführungstagungen teil.

Die sachgerechte Rechtsanwendung mit der Pflicht zur Sachverhaltsaufklärung ist 
insgesamt Gegenstand mehrerer Fortbildungen, bildet sich allerdings nicht in einer 
Inhaltsbeschreibung unter dem Wort „Objektivitätspflicht“ o. Ä. ab. Eine zielführende 
Auswertung des elektronischen Datenbestands ist deshalb weder nach diesem Be-
griff noch nach der Teilnehmeranzahl seit dem Jahr 2000 möglich.

6.3	 Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um Ermittlungsfehler in kom-
plexen Verfahren zu vermeiden?

Eine rechtsstaatliche, neutrale und verhältnismäßige Strafverfolgung ist durch die strik-
te Bindung der Strafverfolgungsbehörden an Recht und Gesetz, gerichtliche Kontrolle 
durch Richtervorbehalte und strafprozessuale Rechtsbehelfe sowie eine umfassende 
Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht gewährleistet.

7.		  Kosten fehlerhafter Ermittlungen

7.1	 Welche Kosten entstehen durch Verfahren, die wegen nicht aus-
reichender Ermittlungen eingestellt oder nicht eröffnet werden?

7.2	 Wie hoch waren seit 2000 die Kosten für Verfahren, in denen Gerichte 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungsdefizite festgestellt haben?

7.3	 Wie hoch waren in solchen Fällen Entschädigungs- oder Erstattungs-
zahlungen?

Die Fragen 7.1 bis 7.3 werden zusammen beantwortet.

Auf die Antwort zu den Fragen 2.1 bis 4.3 wird Bezug genommen.
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8.		 Bewertung

8.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die praktische Einhaltung von § 160 
Abs. 2 StPO in Bayern?

8.2	 In welcher Form folgten Konsequenzen bei Verletzungen der Pflicht 
zur Ermittlung entlastender Umstände?

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen innerhalb der bayerischen Staatsanwaltschaften, um 
bereits während laufender Ermittlungsverfahren die Sicherstellung 
objektiver Ermittlungen, die Berücksichtigung entlastender Um-
stände sowie die Vermeidung von Ermittlungsfehlern, unnötigen Ver-
fahrenskosten und überlangen Verfahrensdauern zu gewährleisten, 
bevor entsprechende Defizite gegebenenfalls erst durch Gerichte 
festgestellt werden?

Die Fragen 8.1 bis 8.3 werden zusammen beantwortet.

Auf die Antwort zu Frage 6.3 wird Bezug genommen. Ergänzend wird auf die Antwort 
zu den Fragen 2.1 bis 4.3 Bezug genommen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.

Bayerischer Landtag    19. Wahlperiode � Seite 8 / 8 Drucksache 19 / 12880

http://www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente
http://www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen

	1.		Allgemeine Praxis
	1.1	Welche Vorgaben bestehen für bayerische Staatsanwaltschaften zur Ermittlung entlastender Umstände?
	1.2	Wie wird dokumentiert, dass entlastende Umstände geprüft wurden?
	1.3	Welche internen Kontrollen bestehen hierzu?

	2.		Ermittlungsdefizite
	2.1	In wie vielen Verfahren seit 2000 haben Gerichte Ermittlungsdefizite der Staatsanwaltschaft festgestellt?
	2.2	In wie vielen Fällen betraf dies nicht oder verspätet berücksichtigte entlastende Umstände?
	2.3	Wie verteilen sich diese Fälle nach Staatsanwaltschaften?

	3.		Haftverfahren
	3.1	In wie vielen Haftverfahren seit 2000 wurden entlastende Umstände nachträglich bekannt?
	3.2	In wie vielen Fällen führten diese Umstände zur Aufhebung oder Außervollzugsetzung eines Haftbefehls?
	3.3	In wie vielen Fällen wurden Haftbefehle trotz später bekannt gewordener Entlastungsumstände aufrechterhalten?

	4.		Nichteröffnung und Freispruch
	4.1	Wie viele Verfahren endeten seit 2000 mit Nichteröffnung des Hauptverfahrens wegen unzureichender Verdachtslage?
	4.2	Wie viele Verfahren endeten mit Freispruch wegen fehlenden Tatnachweises?
	4.3	Wie oft wurden dabei zuvor Ermittlungsmaßnahmen wie Durchsuchung, Beschlagnahme oder Untersuchungshaft durchgeführt?

	5.		Beiziehung von Akten und Unterlagen
	5.1	Nach welchen Maßstäben entscheiden Staatsanwaltschaften, ob zivilrechtliche, verwaltungsrechtliche oder sonstige Akten beigezogen werden?
	5.2	Wie oft wurden seit 2000 Verfahren wegen nachträglich beigezogener entlastender Unterlagen eingestellt?
	5.3	Wie wird verhindert, dass entlastende Unterlagen in komplexen Wirtschaftsverfahren unberücksichtigt bleiben?

	6.		Personal und Fortbildung
	6.1	Welche Fortbildungen gibt es zur Objektivitätspflicht der Staatsanwaltschaft?
	6.2	Wie viele Staatsanwälte nahmen seit 2000 daran teil?
	6.3	Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um Ermittlungsfehler in komplexen Verfahren zu vermeiden?

	7.		Kosten fehlerhafter Ermittlungen
	7.1	Welche Kosten entstehen durch Verfahren, die wegen nicht ausreichender Ermittlungen eingestellt oder nicht eröffnet werden?
	7.2	Wie hoch waren seit 2000 die Kosten für Verfahren, in denen Gerichte staatsanwaltschaftliche Ermittlungsdefizite festgestellt haben?
	7.3	Wie hoch waren in solchen Fällen Entschädigungs- oder Erstattungszahlungen?

	8.		Bewertung
	8.1	Wie bewertet die Staatsregierung die praktische Einhaltung von § 160 Abs. 2 StPO in Bayern?
	8.2	In welcher Form folgten Konsequenzen bei Verletzungen der Pflicht zur Ermittlung entlastender Umstände?
	8.3	Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanismen bestehen innerhalb der bayerischen Staatsanwaltschaften, um bereits während laufender Ermittlungsverfahren die Sicherstellung objektiver Ermittlungen, die Berücksichtigung entlastend

	Hinweise des Landtagsamts

